
TEIL A  -  PLANZEICHNUNG

BEBAUUNGSPLAN   "WOHNGEBIET SOMMERWIESE" PLANZEICHENERKLÄRUNG

ÜBERSICHTSLAGEPLAN

TEIL B

Stadt:          Eibenstock

GESETZLICHE RECHTSGRUNDLAGEN 

Satzung der Stadt Eibenstock über den 
Bebauungsplan "Wohngebiet Sommerwiese"

Aufgrund § 10 des Baugesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 03.11.2017 (BGBl.IS.3634), beschließt der 
Stadtrat der Stadt Eibenstock in seiner Sitzung am ........................
folgende Satzung über den  Bebauungsplan "Wohngebiet Sommerwiese"
bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B).

Eibenstock, den                                                 Staab                      Siegel
                                                                          Bürgermeister

1) Die Aufstellung des Bebauungsplanes "Wohngebiet Sommerwiese" 
   wurde vom Stadtrat am 07.12.2017  (Beschluss- Nr 328/35/17) beschlossen 
   und durch Veröffentlichung im ........................................................
   ...................................................... bekannt gemacht.
   Es findet das  Verfahren nach § 8 BauGB Anwendung. 

Eibenstock, den                                Staab                               Siegel
                                                       Bürgermeister

2) Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3, Abs.1 Satz1 BauGB 
    wurde vom   19. 02.2018   bis   23.03.2018 durchgeführt.
 
   
Eibenstock, den                                Staab                              Siegel
                                                       Bürgermeister
 
3) Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der
    Planung berührt sein können, wurden gemäß § 4 Abs.1  i.V.m. § 3 Abs.1 
    BauGB am 16.02.2018 bzw. am 05.04.2018 unterrichtet und zur Abgabe 
    einer Stellungnahme aufgefordert.
 
   
Eibenstock, den                             Staab                                   Siegel
                                                     Bürgermeister
 
4) Der Stadtrat hat am ....................... (Beschluss- Nr.............) den Entwurf 
    des Bebauungsplanes "Wohngebiet Sommerwiese" mit
    Begründung und Umweltbericht beschlossen und zur Auslegung bestimmt.

Eibenstock, den                               Staab                                Siegel
                                                       Bürgermeister
 
5) Der Entwurf des  Bebauungsplanes   "Wohngebiet Sommerwiese",
    bestehend aus der  Planzeichnung (Teil A) und 
    dem Text (Teil B), der Begründung, dem Umweltbericht sowie den 
    vorliegenden umweltrelevanten Informationen haben in der Zeit 
    vom.....................................................  öffentlich ausgelegen. 
    Parallel dazu kann der Entwurf des Bebauungsplanes auf der Internetseite
    der Stadt Eibenstock (www........................................) sowie auf dem zentralen 
    Internetportal des Landes Sachsen (www.buergerbeteiligung.sachsen.de 
    <http://www.buergerbeteiligung.sachsen.de>)  eingesehen werden.
    Die öffentliche  Auslegung wurde mit dem Hinweis,  dass Stellungnahmen 
    während der Auslegungsfrist von allen Interessierten schriftlich  oder zur 
    Niederschrift abgegeben werden können, am .......................................
    im   ................................................................ öffentlich bekannt 
    gemacht.Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der 
    Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben, wenn die 
    Stadt den Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren 
    Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bebauungsplanes nicht von Bedeutung ist.

  
     
Eibenstock, den                                Staab                              Siegel
                                                       Bürgermeister
 
6) Die Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange, die von der 
    Planung berührt sein können, wurden gem.§ 4 Abs.2 BauGB am
    ................................ zur Abgabe einer Stellungnahme  aufgefordert .

Eibenstock, den                              Staab                                    Siegel
                                                      Bürgermeister

 7) Der Stadtrat hat die Stellungnahmen der Öffentlichkeit, der Behörden 
     und  sonstigen Träger öffentlicher Belange am ...............................geprüft.
     Das Ergebnis wurde mitgeteilt.
   

Eibenstock, den                               Staab                                 Siegel
                                                       Bürgermeister

8) Der Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung 
   (Teil A) und dem Text (Teil B), wurde am ........................... 
   (Beschluss.- Nr......................) vom Stadtrat als Satzung beschlossen. 
   Die Begründung und der Umweltbericht wurden durch 
   Beschluss- Nr. .............................   vom...............................  gebilligt.

Eibenstock, den                                Staab                                 Siegel
                                                        Bürgermeister
 
9) Die Bezeichnung und graphische Darstellung der Flurstücke betreffs 
    ihrer Übereinstimmung mit der amtlichen Flurkarte wird mit Stand 
    vom...............bestätigt.
    Die Lagegenauigkeit der zeichnerischen Darstellung wird nicht bestätigt. 

   Landratsamt Erzgebirgskreis
   Annaberg- Buchholz, den........................  Siegel               ...................
                                                                                             Referatsleiter
                                        

10) Der Bebauungsplan " Wohngebiet Sommerwiese", bestehend aus der 
      Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), wird hiermit ausgefertigt.

Eibenstock,den                                   Staab                               Siegel
                                                          Bürgermeister
 

11) Der Satzungsbeschluss des  Bebauungsplanes durch den Stadtrat 
      und die Stelle, bei der der Plan mit Begründung und die zusammen-
      fassende Erklärung auf Dauer während der Sprechzeiten von allen
      Interessierten eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft 
      zu erhalten ist, sind am .............................  
      im ................................................................. ortsüblich bekannt 
      gemacht worden.
      In der Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit, eine Verletzung von 
      Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung 
      einschließlich der sich ergebenden Rechtsfolgen (215 Abs.2 BauGB) 
      sowie auf die Möglichkeit, Entschädigungsansprüche geltend zu machen 
      und das Erlöschen dieser Ansprüche (§44 BauGB) hingewiesen worden. 
      Auf die Rechtswirkung des §4 Abs.4 Satz1 SächsGemO wurde ebenfalls 
      hingewiesen. Mit der Bekanntmachung tritt die Satzung in Kraft.
 
   
 
Eibenstock, den                                    Staab                               Siegel
                                                           Bürgermeister

 

(ohne Maßstab)

Tel.: 03771/ 598 930,  Fax.: 03771/ 598 9319

Dr.- Otto- Nuscke- Str. 14,  08280 Aue,

Landkreis:  Erzgebirgskreis

BEBAUUNGSPLAN  
"WOHNGEBIET SOMMERWIESE"

Plangrundlage: - Auszug aus der Liegenschaftskarte der Vermessungsverwaltung des Freistaates Sachsen, Erzgebirgskreis, Stand 09/17 

STANDORT

I.BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

Entwurf

Maßstab   1 : 500                          Stand: Juni / 2018

Ortsteil:      Sosa

(§ 9 BauGB und §§ 1-23 BauNVO

1.    Art der baulichen Nutzung    
(§§ 2-11 +14 BauNVO, § 9 Abs. 1 BauGB)
Es wird nach § 4 BauNVO ein "Allgemeines Wohngebiet"(WA) festgesetzt.
1.1.
Es sind Nutzungen nach §4 Abs.2 Nr.1 und 3 zulässig.
1.2.
Nutzungen nach §4 Abs. 2 Nr. 2 und Ausnahmen nach § 4 Abs.3 werden unter Hinweis auf
§1 Abs. 6 BauNVO nicht zugelassen.
1.3
Nebenanlagen nach §14 Absatz 1 und 2 Bau NVO werden zugelassen.
1.4. 
Stellplätze und Garagen (§ 21a BauNVO, § 9 Abs.2  BauGB)
Es sind Stellplätze für die zulässigen Nutzungen entsprechend der Richtzahlentabelle 
der VwVSächsBO §49 nachzuweisen. Garagen sind zulässig.
     
2.    Maß der baulichen Nutzung   
(§§16-20 BauNVO, § 9 Abs.2  BauGB)

Baufeld 1 und 4
Die Grundflächenzahl wird mit 0,4, die Geschoßflächenzahl mit 1,2 festgesetzt. 
Es sind 3 Vollgeschosse  zulässig. 
Das 3. Vollgeschoss ist nur in Form eines Dachgeschosses zulässig.

Baufeld 2 und 3
Die Grundflächenzahl wird mit 0,4, die Geschoßflächenzahl mit 0,8 festgesetzt. 
Es sind 2 Vollgeschosse  zulässig.

3.   Bauweise
(§ 22 BauNVO, § 9 Abs. 1 Nr. 2 und 3 BauGB)
Es wird eine offene Bauweise festgesetzt. 

Baufeld 1und 4
Es sind Einzelhäuser und Doppelhäuser mit insgesamt maximal 6 Wohneinheiten zulässig.

Baufeld 2 und 3
Es sind Einzelhäuser und Doppelhäuser mit maximal 2 Wohneinheiten pro Haus zulässig.

4. Überbaubare Grundstücksfläche
(§ 23 BauNVO, § 9 Abs. 1 Nr. 2 und 3 BauGB)

4.1.  Gebäude und Gebäudeteile dürfen die festgesetzte Baugrenze nicht überschreiten.
         Ein Vortreten von Gebäudeteilen in geringfügigem Maß kann zugelassen werden.
4.2.  Abstandsflächen der Gebäude zu den Grundstücksgrenzen des Geltungsbereiches
        sind nach § 6 der Sächs.BauO einzuhalten.

Die Bauleitplanung findet ihre Rechtsgrundlage in folgenden Gesetzen und Verordnungen, 
wobei jeweils die aktuelle Gesetzesfassung zum Zeitpunkt des Feststellungsbeschlusses gilt:

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634)

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 21.11.2017 (BGBl.I S.3786)

Planzeichenverordnung (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I S.58), die zuletzt durch Art. 3 
des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057) geändert worden ist

Raumordnungsgesetz (ROG) i.d.F. vom 22.12.2008 (BGBl. I, S. 2986), das zuletzt durch 
Artikel 2 Absatz 15 des Gesetzes vom 20.07.2017 (BGBl. I .S. 2808) geändert worden ist

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 15.09.2017 (BGBl. I S. 3434) geändert worden ist.

Sächsische Bauordnung (SächsBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 11.05.2016 
(SächsGVBl. S. 186), die zuletzt durch das Gesetzes vom 27.10.2017 (SächsGVBl S. 588) 
geändert worden ist

Sächsische Gemeindeordnung (SächsGemO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 09.03.2018 (SächsGVBl. S.62)

Sächsisches Denkmalschutzgesetz (SächsDSchG) vom 03.03.1993 (SächsGVBl. S. 229), das 
zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 15.12.2016 (SächsGVBl. S. 630) geändert worden ist.

Sächsisches Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (SächsNatSchG) 
vom 06.06.2013 (SächsGVBl. S. 451), das zuletzt durch Artikel 25 des Gesetzes vom 29.04.2015 
(SächsGVBl. S. 349) geändert worden ist

Sächsisches Wassergesetz (SächsWG) vom 12.07.2013 (SächsGVBl. S. 503), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 08.07.2016 (SächsGVBl. S. 287) geändert worden ist

Verordnung der Sächsischen Staatsregierung über den Landesentwicklungsplan Sachsen 
(LEP 2013) vom 14.08.2013

Landesplanungsgesetz des Freistaates Sachsen (SächsLPIG) vom 11.06.2010 
(SächsGVBl S. 174), zuletzt geändert durch Art. 3 Absatz 4 des Gesetzes vom 13.12.2016 
(SächsGVBl S. 652) geändert worden ist,
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II.BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

(§ 83 SächsBO i.V. m. § 9 Abs. 4 BauGB)

1.   Gestaltung der Gebäude
1.1 Dächer
1.1.1.
Es werden Walm-, Krüppelwalm- und Satteldächer mit einer Dachneigung >= 25°
zugelassen.
1.1.2.
Die Dächer sind in dunkelgrauen dunkelbraunen, anthraziten bis schwarzen
Farbtönen zu gestalten.

2.Gestaltung von nicht überbauten Flächen und Einfriedungen
Zur Grundstückseinfriedung sind nur Zäune und Hecken zulässig. Zur Abgrenzung gegenüber 
der Straßenverkehrsfläche wird die zulässige Höhe auf 1,20 m, unter Hinweis auf den 
einzuhaltenden Sichtwinkel auf die Verkehrsfläche, begrenzt.

3. Werbeflächen und -anlagen
Werbeanlagen größer DIN A3 sind nicht zulässig und dürfen nicht beleuchtet werden 
bzw. selbst nicht leuchten.

IV.HINWEISE

Bis auf die notwendigen Zufahrten, Zugänge sowie Fahr- und Stellplatzflächen ist der gesamte 
Außenbereich des Baugrundstückes gärtnerisch zu gestalten.
Zur Sicherung der Durchlässigkeit der Grundstücke für Kleinlebewesen sind für Einfriedungen 
durchlässige Elemente zu verwenden; durchgehende Betonsockel an den Grundstücksgrenzen 
sind unzulässig.

III. GRÜNORDNERISCHE FESTSETZUNGEN

1. Flächen für Maßnahmen zur Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser 
(§ 9 (1) Nr. 14 BauGB) Um die Ableitung von Niederschlagswasser aus dem Baugebiet an die 
Vorfluter zu minimieren, sollen Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser 
(bei technischer Eignung des Untergrundes) innerhalb des Geltungsbereiches erfolgen.

Zur Reduzierung des Versiegelungsgrades sind auf den privaten Grundstücksflächen 
offenporige versickerungsfähige Beläge auf Stellplätzen und Wegeflächen zu verwenden 
(Rasenfuge, Drainfuge, wassergebundene Decke, sog. Ökopflaster).

2. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB)
A1 Entwicklung einer mageren Frischwiese und Streuobstwiese
Die ca. 5.000 m2 große festgesetzte Wiesenfläche ist als magere Frischwiese zu entwickeln. 
Sie soll grundsätzlich nicht gedüngt werden; Umbrüche sind untersagt. Die regelmäßige Mahd 
soll ein- bis zweimal jährlich erfolgen. Das Mähgut ist anschließend zu beräumen.

Auf dieser festgesetzten Ausgleichsfläche A1 (Teil-Flurstück 401/12) ist eine Streuobstwiese mit 
hochstämmigen Obstbäumen anzulegen. Die Streuobstwiese muss nicht gestreut sein, die 
Anlage kann auch geradlinig erfolgen.

Die Obstbäume sind im Frühjahr oder Herbst in einem Abstand von ca. 10 x 10 m2 zu pflanzen. 
Das Pflanzgut muss der Norm des Bundes Deutscher Baumschulen für Hochstammobstbäume 
entsprechen:

- Stammhöhe mindestens 180 cm,
- Stammumfang von mind. 7 cm in 1 m Höhe,
- mind. 3 Leitäste neben dem Mitteltrieb bei der einjährigen Krone.

Es wird die Verwendung von gebietseigenen Gehölze der Pflanzliste empfohlen.

3. Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
(§ 9 (1) Nr. 25a BauGB) - Pflanzgebote
Die Straßenbegleitpflanzung aus kleinkronigen Laubbäumen innerhalb des Geltungsbereiches 
entlang der neu geplanten Wohnstraße ist auf Privatgrund, wie in der Planzeichnung dargestellt, 
durchzuführen. Der Pflanzabstand der straßenbegleitenden Baumpflanzungen beträgt 
max. 25 m; vom Fahrbahnrand ist ein Abstand von mind. 2 m einzuhalten. Der genaue Abstand 
richtet sich nach den erforderlichen Grundstückszufahrten. Es ist die Verwendung einer 
einheitlichen Laubbaumart zu empfehlen, um den Eindruck eines durchgängigen begrünten 
Straßenraumes zu erzielen.

Auf der festgesetzten Grünfläche G1 entlang der östlichen Grenze des Geltungsbereiches 
(angrenzend an die Flurstücke 401/10 und 401/11) ist eine mehrreihige Hecke mit heimischen, 
standortgerechten Sträuchern und Laubbäumen anzupflanzen und zu pflegen. Die 
dargestellten Strauch- und Baumstandorte sind nicht bindend. 

Zur Begrünung der Bauflächen ist je angefangene 400 m2 Grundstücksfläche ein Obst- oder 
Laubbaum zu pflanzen. Zulässig sind ausschließlich mittelgroße Bäume (Bäume zweiter 
Ordnung), die 10 m bis 20 m erreichen und Kleinbäume (Bäume dritter Ordnung) mit einer 
maximalen Endhöhe von 10 m. Die Straßenbegleitpflanzung wird auf die Gesamtzahl der 
zu pflanzenden Laubbäume je Grundstück angerechnet. Die Bäume sind dauerhaft zu erhalten 
und bei natürlichem Abgang durch Neupflanzungen entsprechender Art zu ersetzen.

Als Mindestpflanzgrößen sind festgesetzt:
- Laubbaum:  Hochstamm, Stammumfang min. 14-16 cm
- Obstbaum:  Hochstamm, Stammumfang 10-12 cm
- Heister (Hecke): 2xv, h 150-200
- Sträucher:  vStr. 3-5 Tr. h 60-100

Empfehlungen zur Artenwahl liegen im Anhang bei. 
Es sind standortgerechte Laub-/ Obstgehölze zu verwenden. 
Die Verwendung von Nadelgehölzen ist unzulässig.
Die festgesetzten Begrünungsmaßnahmen sind innerhalb eines Jahres 
nach Bezugsfertigkeit der Gebäude abzuschließen.

1. Sämtlicher im Baugebiet befindlicher Mutterboden ist sortenrein zu sichern 
(§§ 39 und 202 BauGB). Überdeckungen des Mutterbodens sind unzulässig. Abgeschobener 
Mutterboden ist auf Mieten bis zur Wiederverwendung abzusetzen uns sollte wieder eingebaut 
werden.

2.Falls Verdachtsflächen bzw. Anhaltspunkte für schädliche Boden
und/oder Grundwasserveränderungen auftreten, so ist unverzüglich das Umweltamt  des 
Landratsamtes Erzgebirgskreis von dem Sachverhalt in Kenntnis zu setzen und die weitere 
Vorgehensweise mit dieser Behörde zu klären (§ 10 Abs.2 SächsABG). 
Sofern von schädlichen Bodenveränderungen und/ oder Altlasten Gefahren 
ausgehen und die öffentliche Sicherheit und Ordnung bedroht wird, kann die o.g. Behörde
nach § 12 Abs.2 SächsABG diejenigen Maßnahmen treffen, die ihr nach pflichtgemäßem 
Ermessen im Rahmen der Gefahrenabwehr erforderlich erscheinen. Die Altlastenfreiheit ist im 
Rahmen der Baugenehmigungsverfahren von der zuständigen Behörde bestätigen zu lassen

3. Da in diesem historischen Altbergbaugebiet Beeinträchtigungen nicht ausgeschlossen werden
können und im Geltungsbereich Bergbauaufschlüsse bekannt sind, sollten Baugruben und 
Fundamentgräben einer Baugrundbegutachtung auf das Vorhandensein von Gangausbiss-
bereichen und Spuren alten Bergbaues ingenieurgeologisch überprüft werden. Wird Altbergbau 
angetroffen ist das Oberbergamt Freiberg gemäß § 5 der Sächsischen Hohlraumverordnung zu 
informieren. Das Vorhaben befindet sich innerhalb des Erlaubnisfeldes „Erzgebirge" 
(Feldnummer 1680) zur Aufsuchung von Erzen der Beak Consultants GmbH, Am St. Niclas 
Schacht 13 in 09599 Freiberg. 

4. Im Bereich geplanter Baumaßnahmen sollte eine Baugrunduntersuchung
in Anlehnung an die DIN 4020/ DIN EN 1997-2  durchgeführt werden. Hierbei sollten
vorhandene Geodaten des Sächsischen Landesamtes für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie
recherchiert und angemessen berücksichtigt werden. Alle Bodenuntersuchungsergebnisse sind 
nach Sächsischem Abfallwirtschafts- und Bodenschutzgesetz dieser zuständigen geologischen 
Behörde zur Verfügung zu stellen (§11 SächsABG). Bei Bodenaufschlüssen ist die Bohranzeige-
und Bohrergebnismitteilungspflicht zu beachten.

5. Im Planbereich befinden sich Vermessungs- und Grenzpunkte. Diese sind grundsätzlich 
während der Baumaßnahmen nicht zu verändern oder zu beseitigen. Gefährdete Vermessungs- 
und Grenzpunkte sind vor den Baumaßnahmen durch einen öffentlich bestellten Vermessungs-
ingenieur oder das Vermessungsamt Schwarzenberg sichern zu lassen
(§§ 7 und 26 Sächsisches Vermessungsgesetz)

6. Bodenfunde nach § 20 SächsDSchG sind nicht zu verändern und unverzüglich der 
Denkmalschutzbehörde beim Landratsamt Erzgebirgskreis anzuzeigen. Vor Beginn von 
Bodeneingriffen im Rahmen von Erschließungs- und Bauarbeiten müssen durch das Landesamt 
für Archäologie im von Bautätigkeit betroffenen Areal archäologische Grabungen durchgeführt 
werden. Auftretende Befunde und Funde sind sachgerecht auszugraben und zu dokumentieren.
Vor Baubeginn ist eine denkmalschutzrechtliche Genehmigung bei der Unteren Denkmalschutz-
behörde einzuholen.

7. Vor Baubeginn ist Auskunft über den Verlauf unterirdischer Versorgungsleitungen einzuholen. 
Bei einer geplanten Versickerung von Niederschlagswasser ist gem. §§8 Abs.1 i.V. mit 9 
Abs.1 Nr.4 Wasserhaushaltsgesetz eine wasserechtliche Erlaubnis erforderlich. Diese ist beim 
Landratsamt Erzgebirgskreis, Untere Wasserbehörde zu beantragen.

8. Zum vorsorgenden Schutz vor erhöhter Strahlenbelastung durch Zutritt von Radon in Aufent-
haltsräumen wird empfohlen, bei geplanten Neubauten generell einen Radonschutz vorzusehen 
oder von einem kompetenten Ingenieurbüro die radiologische Situation auf dem Grundstück und 
den Bedarf an Schutzmaßnahmen abklären zu lassen. Bei geplanten Sanierungsarbeiten an 
bestehenden Gebäuden wird empfohlen, die Radonsituation durch einen kompetenten Gutachter 
ermitteln zu lassen und ggf. Radonschutzmaßnahmen bei Bauvorhaben vorzusehen.

9. Teile des Geltungsbereiches befinden sich im Ausbiß- und Gefährdungsbereich "Roter Hirscher
Flacher". In diesem Bereich ist kein Bergbau risskundig. Einige Schadensereignisse lassen jedoch
tagesnahen Bergbau vermuten.

10. Nutzungsbeschränkungen für die Schutzstreifen der eingetragenen Abwasserleitungen
- Keine Errichtung betriebsfremder baulicher Anlagen;  hierzu zählen auch Geräteschuppen, 
  Carports, Gewächshäuser, Poolanlagen oder sonstige Anlagen, die eine Schadensbehebung 
  behindern können
- Freihaltung von Bewuchs, der die Sicherheit und Wartung der Versorgungsanlagen beeinträchtigt
- Die Anpflanzung störender Gehölze  ist  im Schutzstreifenbereich untersagt
- Flächen innerhalb des Schutzstreifens dürfen nur leicht befestigt werden
- Das Lagern von Schüttgütern, Baustoffen sowie sonstige Lagerungen und Nutzungen 
  (Kranstandort, Baustelleneinrichtung) sind auch kurzzeitig unzulässig
- Keine Geländeveränderungen insbesondere Niveauveränderungen
- Das Überfahren der Leitung mit schweren Baufahrzeugen ist nur mit geeigneten Schutz-
  maßnahmen zur Lastverteilung durch die Verlegung von Baustraßenplatten gestattet
- Das Versorgungsunternehmen darf den Schutzstreifen  zur Ausführung von Bedien- 
  und  Instandhaltungsarbeiten begehen und befahren
- Die Parallelverlegung anderer Medien im Schutzstreifen ist nicht erlaubt
- Querungen der Anlagen der Fernwasserversorgung sind möglichst rechtwinklig unter Einhaltung 
  eines vertikalen Mindestabstandes von 0,4 m auszuführen
- Alle Handlungen im Schutzstreifen der  Fernwasserleitung sind mit dem Leitungseigentümer 
  im frühen Planungsstadium abzustimmen

11. Im Gehölzbestand am Rande des Geltungsbereiches sind Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
in Form von Nestern geschützter Vogelarten zu prognostizieren. Beseitigung des Gehölzbestandes 
(sofern unvermeidbar) von Oktober bis Februar außerhalb der Brutzeit von  Vögeln.

Nutzungsschablone:                                        Art der baulichen Nutzung    Zahl der Vollgeschosse 
                                                                                  Grundflächenzahl          Geschoßflächenzahl
                                                                                            Bauweise               zulässige Dachneigung  

               

                                                      
2. Sonstige erläuternde Planzeichen

                                                          Umgrenzung des räumlichen Geltungsbereiches des B-Planes 
                                                          (§ 9 Abs. 7 BauGB  )  
                                           

                                                          Geländeböschung (§ 9 Abs. 1 Nr. 26 und Abs. 6 BauGB) 

           
                                                          
                                                        

                                                          

  Umgrenzung der Flächen unter denen der Bergbau umgeht 
  (§ 9 Abs. 5 Nr. 2 und Abs. 6 BauGB)

  Ausbiß- und Gefährdungsbereich "Roter Hisch Flacher"
                                                        

 

  Vorschlag zur Aufteilung der Grundstücksgrenzen

   Fahrkurven dreiachsiges Müllfahrzeug

I. Planungsrechtliche Festsetzungen (§9 und §12 BauGB, § 6- 23 BauNVO,)
Nr. 1   Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

                                                          Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO)
                        
                 
                                                      

Nr. 2    Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB)
                    z.B.   II ,                        Zahl der Vollgeschosse -  Höchstmaß (§§ 16,20 BauNVO)

                        E D                            nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig (§22 BauNVO)
             z.B. GRZ 0,8                        Grundflächenzahl   Höchstmaß (§19 BauNVO)

             z.B. GFZ  0,8                        Geschossflächenzahl  Höchstmaß (§20 BauNVO)
                
Nr. 3    Bauweise, Baulinien, Baugrenzen (§ 9 Abs.1 Nr.2 BauGB )
                                                          Baugrenze (§ 23 Abs. 3 BauNVO)
                        o                                offene Bauweise (§22 Abs.2 BauNVO)

                                             
Nr. 4    Grünflächen   (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)
                                               
                                                         Grünflächen,  privat (§ 9 Abs.1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

                                                        
                                    
                      
                                         
    

Nr. 5    Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
            (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

                                                        
                                                          Bäume - zu pflanzen

                                                          Sträucher - zu pflanzen

                                                          
                                                           Umgrenzung von privaten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen
                                                           Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe b) und 
                                                            Abs. 6 BauGB) 

                                                        

                                                          Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege, und
                                                          zur Entwicklung von Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 6 BauGB)
                                                          
                                    
                      
                                         

                                                          

Nr. 6   Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

                                                        öffentliche Straßenverkehrsflächen  mit Vermassung in Meter.

                                                        Fußweg

                                                        Straße

                                                       Einfahrtbereich (§9 Abs. 1 Nr. 4,11 BauGB)

 
                                                          

Nr. 7  Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung
          (§ 9 Abs. 1 Nr. 12,14 und Abs. 6 BauGB)

                                                       Fläche für Versorgungsanlage (§9 Abs. 1 Nr.12,14)

                                                        Fläche für Anlagen zur Löschwasserbereitstellung (§9 Abs. 1 Nr.14)

                                                        Fläche für Anlagen zur Rückhaltung von Niederschlagswasser (§9 Abs. 1 Nr.14)

                                                        Versorgungsfläche zur zentralen Wärmeerzeugung (§9 Abs. 1 Nr.12)

 

               

 II. Hinweise
1. Planzeichen der Kartengrundlage
                                                          Grundstücksgrenzen
                                                          
                                                          Flurstücksnummer

                                                          Baulicher Bestand

                                                          Höhenlinie 
                                                      
                                                        

                                                        

                                                          

Nr. 9  Wasserflächen  (§ 9 Abs. 1 Nr. 16a)

                                                      Bachlauf                                                       

 

                                                          

Nr. 8  Hauptabwasserleitungen  (§ 9 Abs. 1 Nr. 13)

                                                       Abwasserleitung unterirdisch im Bestand mit Schutzstreifen (§9 Abs. 1 Nr.13)
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